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3stadt2 –
das erste Jahr

Vorwort

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

ich freue mich, Ihnen die zweite
Ausgabe der ExWoSt-Informationen
zum Forschungsfeld „3stadt2 – Neue
Kooperationsformen in der Stadt-
entwicklung“ vorlegen zu können.

Mit „3stadt2“ verfolgen wir koopera-
tive Ansätze der Stadtentwicklung,
in denen Verwaltung, Wirtschaft so-
wie Bürgerinnen und Bürger als
Schlüsselakteure städtischer Ent-
wicklungsvorhaben möglichst früh-
zeitig und zugleich zielgerichtet zu-
sammenarbeiten. In den fünf Mo-
dellstädten Bielefeld, Bonn, Gelsen-
kirchen, Lübeck und Osnabrück
werden innovative Ansätze dieser
3er-Kooperation für die Stadt im
Alltag erprobt und wissenschaftlich
ausgewertet.

Darüber hinaus arbeiten wir an der
anspruchsvollen Aufgabe, die Ziel-
beiträge dieser neuen Formen der
Kooperation transparent zu machen
und Antworten darauf zu finden, für
welche Planungsfrage in welcher
Projektphase welche Instrumente
der Kooperation am besten einzuset-
zen sind.

Im Zentrum unserer Bemühungen
um neue aber auch praktikable Wege
der Kooperation stehen zwei Fragen:
Folgen Planerinnen und Planer,
die neue Wege der Kooperation be-
schreiten, einer vergänglichen Mode,
gar einem Mythos? Oder führt kluge

Dr. Peter Jakubowski

Ihr

Prozessinnovation tatsächlich zu
spürbaren Verkürzungen der Pla-
nungszeiten, zur Erhöhung der städ-
tischen Akzeptanz sowie zur Senkung
der oftmals beträchtlichen Planungs-
kosten?

„3stadt2“ ist mittlerweile ein Jahr alt,
und es hat sich inzwischen Einiges
getan. Vorab ist festzuhalten, dass
sich die Zusammenarbeit im gesam-
ten „3stadt2-Team“ sehr gut einge-
spielt hat. Es gibt spannende Ent-
wicklungen sowohl bei der Arbeit der
Modellstädte in ihren konkreten
Kooperationsverfahren als auch im
wissenschaftlichen und analytischen
Rahmen des Forschungsfeldes. Ent-
sprechend präsentieren wir Ihnen
unter der Rubrik „vor Ort“ Neuigkei-
ten aus den Modellstädten sowie
erste Zwischenergebnisse zum The-
ma „Forschung“ aus der laufenden
Querauswertung der Modellvor-
haben. Außerdem berichten wir von
der ersten Projektwerkstatt, die im
August auf Einladung der Stadt
Osnabrück im historischen Rathaus
stattgefunden hat. Den Impuls von
außen gibt in dieser Ausgabe Prof.
Peter Dienel, Erfinder der Planungs-
zelle und ausgewiesener Kenner
„Neuer Kooperationsformen“.

Zusätzlich zu den gedruckten
ExWoSt-Informationen haben wir
unser Informationsangebot zum
Bundesprogramm des Experimen-
tellen Wohnungs- und Städtebaus
(ExWoSt) und zum Forschungsfeld
„3stadt2“ im Internet neu aufgebaut.

Wir laden Sie zu einem virtuellen
Rundgang ein. Surfen Sie immer
wieder einmal unter www.exwost.de
durch unsere Neuigkeiten.

Nach Erscheinen der ersten Ausgabe
der Forschungsfeld-Zeitschrift hat
uns eine Vielzahl von Rückmeldun-
gen erreicht. Neben inhaltlichen Fra-
gen und Anregungen ist das Thema
der geschlechtergerechten Sprache
an uns heran getragen worden. Wir
haben das Feedback gerne aufge-
nommen und uns nach Kräften um
Umsetzungen bemüht.

Ich hoffe, wir können Ihnen wieder
Hilfreiches und Überlegenswertes
aus „3stadt2“ berichten.
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Zukunftsweisen-
de Siedlung Bie-
lefeld „Breipohls
Hof“

Vor Ort: Neues aus den Modellvorhaben

Projektträger
Stadt Bielefeld
Dezernat 4 – Planen und Bauen
August-Bebel-Straße 92
33602 Bielefeld
Frau Claudia Warnecke
Tel.: 05 21 / 51 36 99
EMail:
claudia.warnecke@bielefeld.de

Projektforschung
Büro für Architektur und Stadt-
planung
Barsingdorfer Straße 141
32139 Spenge
Herr Klaus Beck
Tel.: 0 52 25 / 85 95 15
EMail:
beck-spenge@t-online.de

Bei der Entwicklung der zukunfts-
weisenden Siedlung „Breipohls Hof“
sollen im Rahmen von „3stadt2“
neue Wege der Kooperation ermög-
licht werden. In dem zweistufig ange-
legten Verfahren werden in der ers-
ten Stufen die Rahmenbedingungen
für das neue Baugebiet festgelegt, in
einer zweiten Stufe wird die konkrete
Bebauung innerhalb einzelner „Nut-
zungs-Cluster“ geplant. Die infor-
mellen Kooperationsstrukturen er-
gänzen die gesetzlich vorgeschrie-
benen Entscheidungsabläufe für die
Bauleitplanung.

Nach dem Erwerb sämtlicher Grund-
stücke des neuen Baugebietes durch
die Stadt Bielefeld wurde der Ko-
operationsprozess in Gang gesetzt.
Initiator ist die Projektgruppe als Teil
der Verwaltung. Sie übernimmt die
Erarbeitung des „Prozessfahrplans“
und die Ansprache der Kooperations-
partner.

Aufbauend auf den Vorarbeiten der
verwaltungsinternen Projektgruppe
begann eine umfangreiche Informa-
tion der Öffentlichkeit über Presse,
Informationsmaterial und Internet.
So wurde in der Presse frühzeitig auf
die zukünftige Vermarktung von
Baugrundstücken hingewiesen. Auch
durch die Auslobung eines Namens-
wettbewerbs für das Baugebiet wur-
de öffentliches Interesse angestoßen.
In einer eigenen Veranstaltung wur-
den die bis dahin etwa 100 gemelde-
ten Bauinteressenten eingeladen und
ab diesem Zeitpunkt regelmäßig in-
formiert.

Anders als bei konventionellen Pla-
nungen stand am Anfang des Pro-
zesses nicht eine vorformulierte
Planungsidee, sondern die Frage an
alle Beteiligten: „Wie stellen Sie sich

das Baugebiet in 5 bzw. in 20 Jahren
vor?“. Aus der Auseinandersetzung
mit dieser Frage entstand das ent-
scheidende Instrument für den ge-
samten Prozess, das so genannte

Pflichtenheft – ein kooperatives
Planungsinstrument
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Vor Ort: Neues aus den Modellvorhaben

Pflichtenheft. Es dient der Fest-
schreibung der Planungs- und
Qualitätsziele. Für einzelne Themen-
bereiche wie Soziales, Umwelt,
Verkehr, Energie oder Vermarktung
werden Ziele, Zielwerte, Koopera-
tionspartner und Umsetzungs-
instrumente benannt. Die Inhalte
des sehr umfänglichen Pflichten-
heftes wurden unter Beteiligung
einer Vielzahl von Akteuren im Rah-
men von zahlreichen zielgruppen-
spezifischen Kooperationsveranstal-
tungen (z.B. mit Seniorinnen und Se-
nioren, Migrantinnen und Migran-
ten, Kindern, Anliegerinnen und An-
liegern oder Bauinteressentinnen
und und -interessenten) gesammelt,
diskutiert und anschließend aufbe-
reitet. Da zunächst keine vorbereite-
ten Lösungen präsentiert wurden,
stand nicht Kritik, sondern die kon-
struktive Formulierung von Zielen
und Wünschen im Vordergrund.

Auf das traditionelle Werkzeug „Plan-
entwurf“ als visuelles Element wur-
de zunächst verzichtet, um auch
„Planungslaien“ eine intensive Be-
teiligung zu ermöglichen und den
Kooperationsprozess offen zu halten.
Das Pflichtenheft dient als Rahmen
für die Konkretisierung der Planung
und als Maßstab für die Überprüfung
der Planungsziele und Qualitätsan-
forderungen. Es liegt allen beteiligten
Akteuren vor. Damit ist eine wesent-
liche Voraussetzung für Transparenz
geschaffen. Eine Ergänzung, Modifi-
zierung und Präzisierung innerhalb
des nachfolgenden Planungsverfah-
rens ist möglich. Über die intensive
Einbeziehung der lokalen Öffentlich-
keit wie auch der lokalen Politik in
Bezirksvertretung und interfraktio-

Ausblick

• Informelle Beteiligung der Kooperationsgruppen zum städtebaulichen
Rahmenplan Anfang 2003
– Forum aller Kooperationspartner,
– Abstimmung mit den Trägern öffentlicher Belange,
– Diskussion in den Beiräten,
– verstärkte Kontaktaufnahme mit Kaufinteressenten.

• Beschluss über den Rahmenplan wenn möglich parallel zum Auf-
stellungsbeschluss über den Bebauungsplan, voraussichtlich bis Ende
des 1. Quartals 2003.

nellen Gesprächen ist auch ein direk-
ter Austausch zwischen interessierter
Öffentlichkeit und Politik angesto-
ßen worden.

Im Rahmen eines Plenums (erste
gemeinsame Veranstaltung der ver-
schiedenen Akteursgruppen) wurde
das Pflichtenheft allen im Vorfeld be-
teiligten Akteuren vorgestellt. Hier
trafen Entscheidungsträgerinnen
und -träger und Verwaltung direkt
auf Bürgerinnen und Bürger sowie
potenzielle Investoren. Weitere Ver-
anstaltungen dieser Art sind geplant.
Den Abschluss dieser Kooperations-
phase bildete die Beschlussfassung
des Pflichtenheftes durch die politi-
schen Gremien im Juli 2002. Das im
kooperativen Verfahren entstandene
Pflichtenheft wird zur verbindlichen
Vorgabe für die Erarbeitung des
Rahmenplanes.

Ein verwaltungsinterner Planer-
workshop, in dem wesentliche pla-
nerische Konzepte für die Entwick-
lung des Rahmenplanes erarbeitet
wurden, markierte den Beginn der
zweiten Kooperationsphase. Zahlrei-
che Planerinnen und Planer aus den
unterschiedlichsten Fachbereichen
arbeiteten in einer interdisziplinär
besetzten und teamorientierten
Workshopsituation skizzenhaft
grundsätzliche Ideen und Lösungs-
ansätze aus. Der Rahmenplan wird
im Verlauf dieser Phase so intensiv
bearbeitet werden, dass schließlich
abgestimmte Zielaussagen und
Flächenzuweisungen Ergebnis der
Rahmenplanung sein werden. Um
dies zu erreichen, wird er in einem

kooperativen Prozess diskutiert und
weiterentwickelt werden.

Im Anschluss an die Rahmen-
planung, die durch die politischen
Gremien beschlossen werden soll,
beginnt das Bebauungsplanverfah-
ren. Die intensive Kooperation mit
den anderen Akteursgruppen wird im
Bebauungsplanverfahren auf der
Grundlage des erarbeiteten Rahmen-
planes fortgesetzt.

Umfangreiche Informationen
zum Modellvorhaben Breipohls Hof
im Internet:

www.bielefeld.de/de/bw/hofbr

Fortführung des kooperativen
Ansatzes
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Vor Ort: Neues aus den Modellvorhaben

Integriertes
Handlungskon-
zept Beuel-Mitte

Projektträger
Bundesstadt Bonn
Stadtplanungsamt
Berliner Platz 2
53103 Bonn
Frau Anke Rörup
Tel.: 02 28 / 77 36 70
EMail: anke.roerup@Bonn.de
Herr Michael Isselmann
Tel.: 02 28 / 77 37 84
EMail: michael.isselmann@Bonn.de

Projektforschung
Lehrstuhl für Planungstheorie
und Stadtplanung
RWTH Aaachen
52056 Aachen
Herr Prof. Dr. Klaus Selle
Tel.: 02 41/ 8 09 83-00
EMail.: selle@pt.rwth-aachen.de
Frau Marion Stock
Tel.: 02 41 / 8 09 83-03
EMail: stock@pt.rwth-aachen.de

Zentrales Ziel in Bonn ist die Erar-
beitung eines Integrierten Hand-
lungskonzeptes (IHK) zur nachhalti-
gen Aufwertung des sich dynamisch
entwickelnden Stadtteils Beuel in
einem moderierten Kooperations-
prozess mit einer Abfolge von Werk-
stätten und Arbeitskreisen. Die Er-
gebnisse dieses Kommunikations-
prozesses bilden nun die Grundlage
für die planerische Ausgestaltung des
Integrierten Handlungskonzeptes.

In den ersten zwei Werkstatt-
gesprächen wurden Stärken, Schwä-
chen, Ziele und Leitbildelemente dis-
kutiert sowie Maßnahmenvorschläge
gesammelt. In der dritten, abschlie-
ßenden Werkstatt, die Anfang Juni
2002 stattfand, lag das Integrierte
Handlungskonzept in einer ersten
Entwurfsfassung vor. Hier wurden
die Ergebnisse des Planungs-
prozesses präsentiert, Leitbild und
Masterplan abgestimmt und verab-
schiedet bzw. noch einmal Empfeh-
lungen zur Überarbeitung des IHK-
Entwurfes formuliert. Auch die Anre-
gungen der zwischen den Werkstät-
ten tagenden Arbeitskreise und Inter-
essengruppen wurden aufgenom-
men. So wurde zwischenzeitlich z.B.
die verstärkte Einbeziehung von Ein-
zelhändlern und Gewerbetreibenden
ermöglicht. Die Veranstaltung mit
ca. 70 Teilnehmern aus Bürgerschaft,
Politik und Verwaltung diente da-
rüber hinaus dazu, die Beteiligten zur
weiteren Mitwirkung zu mobilisie-
ren.

Im Anschluss an diese dritte Werk-
statt wurde der Entwurf zum IHK
noch einmal ergänzt. Darin sind
insbesondere Anregungen aus dem
Werkstattprozess, aber auch Ein-
schätzungen von Fachgutachtern

sowie Anforderungen aus den
Förderprogrammen eingeflossen.
Das IHK dient als gebietsbezogenes
Investitionsprogramm und besteht
aus einem Planungs-, Finanzierungs-
sowie Umsetzungskonzept.

IHK als Handlungsrahmen für die
Beueler Stadtentwicklung



Forschungsfeld 24: 3stadt2

ExWoSt-Informationen  Nr. 2 – 01/2003 7

Vor Ort: Neues aus den Modellvorhaben

Im Juni 2002 wurde dieser Entwurf in
den politischen Gremien diskutiert.
Der Rat der Stadt Bonn hat dem
IHK im Grundsatz zugestimmt. Es ist
damit Handlungsrahmen für die
Beueler Stadtentwicklung und
Grundlage für die Beantragung von
Fördergeldern aus dem Städtebau-
förderungsprogramm. Allerdings be-
deutet dies noch keine Zustimmung
zu Einzelmaßnahmen und auch noch
keine Zusage für die Bereitstellung
der notwendigen Haushaltsmittel.
Darüber wird vom Rat jeweils im
Rahmen der Haushaltsberatungen
entschieden.

Die Verwaltung zeigt sich mit
dem Ablauf des Prozesses und den
bisherigen Rückmeldungen sehr zu-
frieden. Insbesondere die große
Mitwirkungsbereitschaft der Akteure
wurde hervorgehoben: „Man rennt
offene Türen ein.“

In Bonn wurde nun mit der Phase
der Weiterentwicklung, Feinplanung
und Umsetzung einzelner Maßnah-
men aus dem IHK begonnen. Bei die-
sem Übergang von der strategischen
Planung zur Realisierung konkreter
Maßnahmen stellt die Weiterent-
wicklung der Kooperationsstruktu-
ren ein wichtiges Thema dar. Erprobt
werden deshalb Wege und Möglich-
keiten, wie die Leistungen und Inputs
der Kooperationspartnerinnen und
-partner zu verknüpfen sind, um
über die Planungs- und Konzept-
phase hinaus zu einer kooperativen
Maßnahmenrealisierung zu gelan-
gen.

Ausblick

• Vierte Werkstatt im Rahmen des IHK Bonn-Beuel Mitte voraussichtlich
im Frühjahr 2003.

• Vorstellung und Diskussion der aktuellen Planungen für den Konrad-
Adenauer-Platz Anfang 2003.

• Einbeziehung des Arbeitskreises Konrad-Adenauer-Platz in die Diskus-
sion über das Konzept.

Ansätze dafür sind aus dem bisheri-
gen IHK-Prozess vorhanden. Bei der
nun anstehenden Umsetzung von
Projekten kann die Verwaltung auf
Akteure zurückgreifen, die im bishe-
rigen Kooperationsprozess schon
beteiligt waren. Insbesondere die
Mitglieder der Arbeitskreise stehen
als Ansprechpartner zur Verfügung.
Während des dritten Werkstatt-
gespräches wurden z.B. fünf Arbeits-
kreise zu verschiedenen Themen-
komplexen gebildet. Diese Arbeits-
kreise treffen sich auch weiterhin
und entwickeln das IHK weiter. Das
Stadtplanungsamt steht den Arbeits-
kreisen weiterhin als Ansprechpart-
ner zur Verfügung.

Die Einbindung von Investoren
für einzelne Projekte ist angelaufen.
Als wesentliches Instrument zur
Investorengewinnung haben sich
Interessenbekundungsverfahren
herausgestellt. Von Bedeutung ist
dies beispielsweise in Bezug auf die
geplante umfassende gestalterische
Aufwertung des Konrad-Adenauer-
Platzes.

Zur weiteren Entwicklung von
Projekten plant die Verwaltung z.B.
Bürgerversammlungen. Außerdem
sind zu einzelnen Themen Gesprä-
che mit Betroffenen vorgesehen.

Im November 2002 gab es eine
zweite verwaltungsinterne Werkstatt,
in der konkret besprochen wurde,
wie die geförderten Maßnahmen
ressortübergreifend umgesetzt wer-
den können. Ende November 2002
trafen sich die Arbeitskreis-Sprecher
zu einem weiteren Austausch über
die Entwicklungen im IHK.

Für die Betrachtung im Rahmen von
„3stadt2“ wird zur Zeit geprüft, wel-
che Maßnahmen und Aufgaben-
stellungen bezogen auf die trilaterale
Kooperation einen besonderen Er-
kenntnisgewinn erwarten lassen.

In Bonn konnten die Akteure durch
die Erarbeitung verschiedener IHK
bereits seit Jahren Erfahrungen mit
kooperativen Ansätzen sammeln. Für
vier Bezirke wurden Integrierte
Handlungskonzepte erstellt. Die Ver-
fahren, die diesen Konzepten zu
Grunde liegen, wurden bewusst un-
terschiedlich gestaltet. Die Projekt-
forscher nutzen diese besondere
Chance, um anhand vergleichbarer
Aufgaben Möglichkeiten der Opti-
mierung von Kooperationsprozessen
zu untersuchen und die Lernprozes-
se bei der systematischen Weiterent-
wicklung von Kooperationsformen
nachzuzeichnen und auszuwerten.

Informationen zu Integrierten
Handlungskonzepten in Bonn
und zum Modellvorhaben IHK
Bonn-Beuel:

www.bonn.de/rathaus/
stadtplanungsamt/

Weiterentwicklung und Umsetzung
von Maßnahmen

Nachzeichnen von Lernprozessen
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Gelsenkirchen:
Kooperation
Zentrum Buer

Projektträger
Stadt Gelsenkirchen
Vorstand 6 – Planen Bauen
Umwelt
Referat Stadtplanung
45875 Gelsenkirchen
Herr Clemens Arens
Frau Gisela Nürenberg
Tel.: 02 09 / 1 69 – 41 96
EMail:
referat.stadtplanung@gelsenkirchen.de

Projektforschung
Büro für Raumplanung und
Kommunikation
Fichardstraße 38
60322 Frankfurt am Main
Frau Prof. Ursula Stein
Frau Stefanie Ruschek
Tel.: 0 69 / 95 52 41 62
EMail:
u.stein.frankfurt@t-online.de

Vor Ort: Neues aus den Modellvorhaben

Grundlegendes Ziel im Modellvor-
haben Gelsenkirchen ist die Revitali-
sierung und Stabilisierung des Zen-
trums Buer. Die Kooperation begann
bereits bei der Erarbeitung des
Leitplans Zentrum Buer in einem ge-
meinsamen Prozess mit Bürgerinnen
und Bürgern, örtlichen Investoren,
Verwaltung und Politik. Zentraler
Akteur in diesem Zusammenhang ist
die Buer Management Gesellschaft
(BMG), die im Jahr 2000 als Public
Private Partnership zwischen Stadt
und privaten Investoren / Eigentü-
mern aus dem Zentrum gegründet
wurde. Als Präzisierung der Grundla-
ge für die Zusammenarbeit zwischen
Stadtverwaltung und BMG wurde im
Jahr 2002 eine Projektrichtlinie er-
arbeitet, die die Punkte Projektauf-
träge, zuständige Akteure, Berichts-
wesen, Öffentlichkeitsarbeit und Or-
ganisation regelt.

In Gelsenkirchen wird zur Zeit der
Schritt von der Leitplanerstellung hin
zur kooperativen Erarbeitung kon-
kreter Projekte vollzogen. Im Rah-
men von „3stadt2“ werden vier zen-
trale Arbeitsbereiche intensiv ver-
folgt. Dabei handelt es sich um den
Bau einer Tiefgarage am Markt und
die Umgestaltung des Marktplatzes,
Planungen für den Zentralen Omni-
busbahnhof, den Bau einer Einkaufs-
galerie sowie kleinere qualitätsstei-
gernde nicht-bauliche Maßnahmen.

Moderierte Werkstattgespräche
bilden, wie auch schon während der
Leitplanerstellung, den Kern der Ko-
operation. Es nehmen teil sowohl
Vertreterinnen und Vertreter der
Bürger, des Einzelhandels, der Politik

Von der Leitplanerstellung zur
kooperativen Projektumsetzung

und der Stadt oder Mitglieder der Lo-
kalen Agenda wie auch die BMG. Die
Werkstattgespräche ergänzen die

„üblichen“ Schritte der notwendigen
Planungsverfahren, die Einzel-
projekte werden vertieft, neue
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Vor Ort: Neues aus den Modellvorhaben

Planungsaufgaben und Richtungs-
entscheidungen werden erörtert und
zwischen den Akteuren abgestimmt.
Die Werkstattgespräche werden
durch öffentliche Veranstaltungen,
bei denen alle Bürgerinnen und Bür-
ger angesprochen werden, ergänzt.

Seit dem 7. Werkstattgespräch haben
sich für Aktivitäten im Bereich
„qualitätssteigernde nicht-bauliche
Maßnahmen“ Arbeitsgruppen (AG)
gebildet, die sich aus Teilneh-
merinnen und Teilnehmern der
Werkstattgespräche zusammenset-
zen. Die erarbeiteten Ansätze werden
in die nachfolgenden Werkstatt-
gespräche eingebracht und in größe-
rer Runde diskutiert. Den Arbeits-
gruppen wurde eine Selbsterweite-
rung freigestellt. Die Koordination
der Gruppen erfolgt nicht durch die
Stadtverwaltung, sondern durch
sonstige Teilnehmende. Die Koope-
rationsstruktur ist von der Struktur
des Gesamtprozesses und der
Werkstattarbeit abgeleitet. Abzuwar-
ten bleibt, ob die Untergruppen-
bildung für kleinteiligere Themen
mit ihren spezifischen Tücken
letztendlich produktiv ist.

Bezogen auf den geplanten Bau
der Tiefgarage wird die trilaterale Ko-
operation besonders deutlich, da ein
Investor gefunden werden musste.
Dabei standen örtliche Investoren
mit Kontakten zur BMG mit externen
Investoren in Konkurrenz. Die Aus-
wahl des Investors war durch Kon-
flikte geprägt, die fachliche Diskus-
sion über technische Varianten wur-
de „unter der Hand“ zu einer Frage

der Investorenauswahl. Eine Ent-
flechtung des Konfliktes wurde erst
mit der Abkopplung der Varianten-
entscheidung von der Investorenaus-
wahl ermöglicht. Im Ergebnis wurde
ein Investor gefunden.

Für die Gestaltung der Markt-
platzoberfläche als zukünftiger
Markt- und Veranstaltungsplatz wur-
de in kürzester Zeit ein städtebauli-
ches Entwurfsverfahren (Werkstatt-
verfahren) mit vier Planungsbüros
durchgeführt. Zur Stärkung der Koo-
peration wurde die Jury mit zahlrei-
chen Mitgliedern der Werkstatt-
gespräche (aus Politik, Stadtverwal-
tung und BMG) besetzt.

Das Entwurfsverfahren wurde in-
nerhalb von nur drei Monaten abge-
wickelt, um die Ergebnisse in die Ver-
handlung um die Inhalte des städte-
baulichen Vertrages einbeziehen zu
können. Der Erbbaurechtsvertrag
zum Bau der Tiefgarage und der städ-
tebauliche Vertrag, der auch die Her-
stellung der Marktplatzfläche ein-
schließt, wurden Ende 2002 vom Rat
der Stadt Gelsenkirchen beschlossen.
Etwa ein Jahr nach Abschluss der
Leitplanarbeit, im Winter 2002/2003,
wird mit der vergleichsweise großen
Baumaßnahme begonnen.

Die Kooperation für Tiefgarage
und Marktplatz wurde durch die
Werkstattgespräche stark erleichtert.
Einzelne Teilnehmer aus den Werk-
stattgesprächen sind direkt an den
Projekten beteiligt, alle anderen wer-
den durch regelmäßige Berichte in
den Sitzungen über den aktuellen
Sachstand informiert.

Auch bei der Umgestaltung des
Zentralen Omnibusbahnhofes
(ZOB) wurde ein städtebauliches
Entwurfsverfahren durchgeführt, bei

dem lokale Akteure in der Jury betei-
ligt waren. Dies zeigt, dass sich über
die Werkstattgespräche und die
Arbeitskreise hinaus – der Aufgaben-
stellung angepasste – neue Formen
für die weitere Entfaltung der Zusam-
menarbeit in den Einzelprojekten
finden lassen. In diesem Projekt wur-
de deutlich, dass die BMG den Ein-
flussbereich privater Akteure auswei-
ten konnte, indem sie ein Vorschlags-
recht für einzuladende Planungsbü-
ros zu einem Wettbewerbsverfahren
erreichte.

In Bezug auf die Investorensuche
für die städtische Einkaufsgalerie
hat die BMG die Federführung für
Gespräche mit potenziellen Investo-
ren übernommen.

Bisher hat sich gezeigt, dass mit
der Vorlage des Leitplans Zentrum
Buer und der öffentlichen Diskussion
darüber für interne und externe In-
vestoren die Entwicklungsrichtung
besser einschätzbar geworden ist. Es
wurde aber auch deutlich, dass die
kooperative Arbeit am Leitplan von
großer Einmütigkeit in den meisten
Themen geprägt war, die gemeinsa-
me Formulierung der Ziele und Prin-
zipien gelang gut. Bereits mit dem
ersten konkreten Bauprojekt traten
Rollen- und Interessenunterschiede
zwischen den Beteiligten wieder
deutlicher zutage, die ursprünglich
allen Beteiligten bewusst und Anlass
der Kooperation waren.

Ausblick

• Beginn des Tiefgaragenbaus im Winter 2002 / 2003

• Ratsbeschluss zum Umbau des Zentralen Omnibusbahnhofes Anfang
2003

• 9. Werkstattgespräch im Februar 2003

• Entwicklung von Kriterien, anhand derer der Erfolg der Kooperation ge-
messen werden kann

• Beginn der Umsetzung der ersten nicht-baulichen Maßnahmen, die von
den Arbeitsgruppen vorbereitet wurden

Übersicht über den Leitplan Buer
mit Diskussionsforen zu verschiede-
nen Themenfeldern:

www.leitplan.buer.de

Weiterentwickelte Formen der
kooperativen Zusammenarbeit
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Hochschul-
stadtteil Lübeck

Projektträger
Hansestadt Lübeck
Fachbereich Stadtplanung
Mühlendamm 10–12
23539 Lübeck
Frau Annekatrin Lorenzen
Tel.: 04 51 / 1 22 61 32
EMail:
anne-katrin.lorenzen@luebeck.de

Projektforschung
BPW Hamburg
Präsident-Krahn-Straße 19
22765 Hamburg
Frau Elke Pahl-Weber
Herr Jan Abt
Tel.: 0 40 / 38 54 64
EMail:
info@bpw-hamburg.de

Vor Ort: Neues aus den Modellvorhaben

Zentrales Ziel in Lübeck ist die Schaf-
fung eines neuen Hochschul-
stadtteils. Mit dem kooperativ erar-
beiteten Rahmenplan und dem
Realisierungskonzept für das gesam-
te Plangebiet verfügt das Projekt über
einen umfangreichen Vorlauf. Die im
Jahr 2000 gegründete Hochschul-
stadtteil-Entwicklungsgesellschaft
(HEG) hat die Aufgabe der Entwick-
lung, Erschließung und Vermarktung
des Hochschulstadtteils übernom-
men und ist ein zentraler Akteur im
Kooperationsprozess.

Die Betrachtung von Planungs-
verfahren und Kooperationsprozess
muss in Lübeck auf unterschiedli-
chen Ebenen erfolgen. Von Bedeu-
tung ist dabei übergreifend die Ebene
des gesamten Hochschulstadtteils.
Bezogen auf das Planungsverfahren
ist festzuhalten, dass neben dem
Rahmenplan für das gesamte
Projektgebiet mittlerweile ein einfa-
cher Bebauungsplan besteht. Für
einzelne Teilbereiche werden nun
qualifizierte Bebauungspläne aufge-
stellt.

Zur Sicherung städtebaulicher, bau-
licher, sozialer, ökologischer und
wirtschaftlicher Qualitäten erfolgt
die Vergabe von Grundstücken in Ab-
hängigkeit von der Einhaltung be-
stimmter Qualitätskriterien, die ein-
zelnen Baugebieten innerhalb des
Hochschulstadtteils zugeordnet wer-
den. Um dies gewährleisten zu kön-
nen, wurde für das Verfahren der
Qualitätssicherung und Vergabe in
der Phase der Vermarktung ein abge-
stuftes Prüfungssystem durch ein
Qualitätssicherungsteam und einen
Vergabebeirat eingerichtet. Darin

sind Mitglieder der Verwaltung, der
HEG, der Politik, aber auch externe
Fachleute vertreten.

Darüber hinaus ist auch die Ebene
der drei für das Forschungsfeld
„3stadt2“ abgegrenzten Einzelpro-
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Vor Ort: Neues aus den Modellvorhaben

jekte innerhalb des Hochschulstadt-
teils von Bedeutung. Dabei handelt
es sich um das Wohngruppenprojekt,
den Innovations Campus Lübeck
(ICL) sowie die Freizeit- und Sport-
konzeption. Für die Einzelprojekte
sind feste Leitungsgruppen zustän-
dig. Diese übernehmen die Koordi-
nation der jeweiligen Projekte.

Ein übergeordnetes Kooperations-
gremium, in dem die Stadt, die HEG,
das beauftragte Büro für Sozial-
planung sowie die Begleitforschung
vertreten sind, ist für alle drei Projek-
te zuständig. Es begleitet die Durch-
führung der trilateralen Kooperation
und koordiniert das Forschungsvor-
haben.

Für den Bereich des Wohngruppen-
projektes liegt seit Oktober 2002 ein
qualifizierter Bebauungsplan vor.
Parallel zum Aufstellungsverfahren
wurde ein Kooperationsprozess an-
gestoßen, der sich in der Phase der
Interessentengewinnung befindet,
d.h. es werden Teilnehmer für das
Wohngruppenprojekt gesucht. Um
den Kontakt zwischen den Interes-
sentinnen und Interessenten sowie
den Planenden untereinander herzu-
stellen, wurde ein Informations- und
Beteiligungsprozess eingeleitet, über
den die Akteure der Wohngruppen-
projekte in der Planungs- und Rea-
lisierungsphase zusammengeführt
werden sollen. Informationsveran-
staltungen und Arbeitsgespräche ha-
ben bereits stattgefunden. Für die
beiden Wohngruppenprojekte liegen
mittlerweile einige konkrete Bewer-
bungen vor, es hat sich jedoch ge-
zeigt, dass ein erhöhter Informa-
tionsbedarf besteht. Die HEG, die

Ausblick

• Satzungsbeschluss für den Bebauungsplan für den nördlichen Bereich
des Hochschulstadtteiles (umfasst den Bereich des ICL) im April 2003.

• Beginn mit der offensiven Vermarktung der Flächen des ICL im Früh-
jahr 2003.

• Tagung der Wettbewerbsjury zur Freizeit- und Sportkonzeption im
Januar 2003, Umsetzung erster Maßnahmen ab Frühjahr 2003.

Hansestadt Lübeck und die Initia-
toren der Gruppenprojekte haben
daraufhin gemeinsam eine weitere
Informationsveranstaltung mit ei-
nem ersten Ortstermin auf den
Grundstücken vorbereitet und
durchgeführt. Die Veranstaltung
fand am 29. November 2002 statt. Es
waren ca. 15 bis 20 ernsthaft Interes-
sierte erschienen. Daraufhin haben
vertiefende Gespräche mit den
Interessentinnen und Interessenten
stattgefunden.

Durch die langsame Entwicklung
bei der Interessentenfindung ist de-
ren geplante Einbindung in das Be-
bauungsplanverfahren aus zeitlichen
Gründen nicht gelungen. Die Festset-
zungen im Bebauungsplan werden
so getroffen, dass Spielräume für die
Realisierung der Wohngruppen blei-
ben. In der Phase der Objektplanung
ist vorgesehen, zusammen mit den
gefundenen Interessenten in einem
Kooperationsprozess die Wohn-
gruppen konkret zu planen.

Für den Bereich des Innovations
Campus Lübeck (ICL) befindet sich
zur Zeit ein qualifizierter Bebauungs-
plan im Aufstellungsverfahren. Im
Rahmen des Kooperationsprozesses
wurden Workshops und weitere Ver-
anstaltungen zur Gewinnung von
Nutzern und potenziellen Investoren
durchgeführt (z.B. Ideenbörse). Da
zukünftige Nutzerinnen und Nutzer
bislang nicht gefunden werden
konnten, arbeitet der Bebauungsplan
mit Annahmen und versucht mög-
lichst große Spielräume für spätere
Ansiedlungen zu lassen. Dennoch
wird in diesem Zusammenhang im
Rahmen des Kooperationsprozesses
als nächstes zu klären sein, wie die

planerische Entwicklung des Gebie-
tes einerseits und die Akquisition von
Betrieben anderseits vorgenommen
werden kann.
Ziel im Projekt Freizeit- und Sport-
konzeption war es, Anforderungen
an einen geplanten Wettbewerb zum
zentralen Stadtteilpark zu formulie-
ren. Im Rahmen von drei moderier-
ten Fachforen mit Vertreterinnen
und Vertretern der Verwaltung, der
Bürgerinnen und Bürger (z.B. Sport-
vereinen), der HEG, sowie externer
Expertinnen und Experten konnten
Zielkonflikte ausgeräumt und Lösun-
gen für verschiedene Fragestellungen
gefunden werden. Das Fachforum
tagte bis zur Wettbewerbsauslobung
in regelmäßigen Abständen. Mitglie-
der aus dem Fachforum nehmen als
Sachverständige in der Wettbewerbs-
jury teil. Im Anschluss an den Wett-
bewerb soll eine aktive Werbung um
potenzielle Partnerinnen und Part-
ner sowie Investoren betrieben wer-
den.

Informationen zum Hochschul-
stadtteil:

www.luebeck.de/wirtschaft/
hochschulstadtteil

www.hochschulstadtteil.de
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Osnabrück –
Urbanes Woh-
nen Jahnplatz

Projektträger
Stadt Osanbrück
Fachbereich Städtebau
Hasemauer 1
49076 Osnabrück
Herr Siegfried Kämmerer
Tel.: 05 41 / 3 23-42 67
EMail: kaemmerer@osnabrueck.de

Projektforschung
Fachhochschule Osnabrück
Inst. für Öffentliches Management
Postfach 1940
49009 Osnabrück
Herr Prof. Dr. Rolf Wortman
Tel.: 05 41 / 9 69-32 47
EMail: r.wortmann@fh-osnabrueck.de
Frau Prof. Dr. Stefanie Hohn
Tel.: 05 41 /9 69- 32 98
EMail: s.hohn@fh-osnabrueck.de

Vor Ort: Neues aus den Modellvorhaben

Vorrangiges Ziel im Modellvorhaben
Osnabrück ist die Realisierung eines
Wohnbauprojektes auf der frei-
werdenden Fläche des ehemaligen
städtischen Abfallwirtschaftsbetrie-
bes.

Im Vordergrund des Prozesses
steht dabei ein partizipativer Ansatz.
Potenziellen Neubürgerinnen und
-bürgern, aber auch Anwohnerinnen
und Anwohner sowie der Quartiers-
bevölkerung wird von Anfang an die
Möglichkeit gegeben, an der Qualität
ihres Wohnumfeldes aktiv mitzuwir-
ken. Ziel der nutzerorientierten Pro-
zessbeteiligung ist eine verbesserte
Akzeptanz der Neuplanung sowie
eine erhöhte Bedarfsgerechtigkeit.
Ein formelles Bebauungsplanverfah-
ren läuft mit allen Beteiligungs-
schritten „normal“ ab. Der Koopera-
tionsansatz ergänzt dieses Verfahren.

Zentrale Aufgabe war zunächst
die Durchführung eines Architekten-
wettbewerbs und eine gemeinsame
Formulierung von Rahmenbedin-
gungen zum Wettbewerb. Die von
der Stadt grob vorgegebenen The-
menfelder wurden zunächst in der
Diskussion mit den Bürgerinnen und
Bürgern in verschiedenen Plenen mit
bis zu 100 Teilnehmern und in Work-
shops in kleinerem Rahmen (zur Ver-
tiefung von Einzelthemen) konkre-
tisiert.

Anregungen der Bürgerinnen und
Bürger, die sich aus den z.T. weitrei-
chenden Nutzungsvorstellungen ei-
nes Teils der Anwohnerschaft erga-
ben und im Rahmen der Veranstal-
tungen nicht umfänglich behandelt
werden konnten, wurden von der
Verwaltung als „Prüfaufträge“ bis zur

nächsten Veranstaltung bearbeitet.
Aus Sicht der Stadt Osnabrück ist po-
sitiv zu werten, dass über die interes-

sierten Anwohner hinaus auch zahl-
reiche potenzielle Nutzer in den Pro-
zess einbezogen werden konnten.

Vorbereitung des Architekten-
wettbewerbs mit den Bürgern
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Vor Ort: Neues aus den Modellvorhaben

Schon in den ersten gemeinsamen
Diskussionen hat sich dies als
konfliktausgleichend erwiesen. Die
unterschiedlichen Interessen traten
frühzeitig deutlich zutage. Im Unter-
schied zu sonst bekannten Konstella-
tionen standen sich zunächst nicht
die Interessen eines Investors und
die der Anwohner gegenüber, son-
dern an Stelle der Investoren-
interessen agierten hier die potenzi-
ellen Nutzerinnen und Nutzer. Damit
änderte sich sowohl die Art des Konf-
liktes als auch die Form der Konflikt-
austragung.

Ein Quartiersteam, bestehend
aus ca. 15 potenziellen Bewohner-
innen und Bewohnern sowie An-
wohnerinnen und Anwohnern, fun-
giert als Bindeglied zwischen Stadt
und Bevölkerung und soll die Kom-
munikation zwischen den Akteuren
verbessern und den Prozess lebendig
halten.

Parallel zu den ersten moderierten
Quartiersversammlungen wurde im
Rahmen eines Preiswettbewerbs ein
Investor gefunden, der bereit ist, den
partizipativen Ansatz mit zu tragen.
Die vorbereiteten Wettbewerbs-
unterlagen für den Architekten-
wettbewerb wurden in der Folge tri-
lateral zwischen Stadt, Bürgerinnen
und Bürgern sowie Investor abge-
stimmt.

Der Text zur Wettbewerbsaus-
lobung wird als „quasi vertragliche
Vereinbarung“ beschrieben. Als Ei-
gentümer des Grundstücks des ehe-
maligen Abfallwirtschaftsbetriebes
verpflichtet sich der Investor, die
Ergebnisse des Architektenwettbe-
werbes umzusetzen.

Nach dem bisherigen Stand war es
für den Investor nach seinen Aussa-
gen ein nicht unerhebliches Risiko,
sich auf den Prozess einzulassen.
Aber schon nach dem ersten Zusam-
mentreffen mit den Bürgerinnen und
Bürgern ergab sich für ihn der Ein-
druck, dass der Prozess auch für ihn
konfliktmindernd wirke. Darüber hi-
naus können sich für ihn Chancen er-
geben, die Vorstellungen und Inter-
essen der potenziellen Nutzerinnen
und Nutzer für seine eigenen Gestal-
tungsvorschläge produktiv zu nut-
zen. Positiv wird auch die frühzeitige
Kontaktaufnahme mit potenziellen
Bauherren eingestuft.

Im Rahmen des Kooperationspro-
zesses wurden die Möglichkeiten der
Einbindung der Bürgerinnen und
Bürger in den Architektenwettbe-
werb ausgelotet. Alternative Ansätze
wurden mit den Bürgerinnen und
Bürgern in einer Zusatzveranstaltung
diskutiert. Die Stadt stellte dem
Quartiersteam – nach Rücksprache
mit der Architektenkammer – ver-
schiedene Möglichkeiten zur Beteili-
gung vor. Im Ergebnis nimmt ein
Mitglied des Quartiersteams als
Preisrichter sowie eines als Vertreter
am Wettbewerb teil. Die übrigen Mit-
glieder des Quartiersteams erhalten
die Möglichkeit, die Entwürfe im
Hinblick auf das Thema Quartiers-
verträglichkeit vorzuprüfen. Dieser
modellhafte Ansatz wird von der
Architektenkammer Niedersachsen
und vom Investor mitgetragen.

Der Wettbewerb wurde als be-
grenzter Wettbewerb mit 9 Teilneh-
mern ausgelobt. Die Entwürfe wur-

Ausblick

• Erarbeitung einer Broschüre, in der das bisherige Verfahren und die prä-
mierten Entwürfe dokumentiert werden.

• Ausstellung der fünf prämierten Entwürfe des Architektenwettbewerbs
ab Januar 2003.

• Nächste öffentliche Quartiersversammlung Ende Januar 2003

– Rückblick auf das bisherige Verfahren,

– Vorstellung der prämierten Entwürfe,

– Diskussion über weiteres Verfahren.

den Mitte Dezember 2002 vom Preis-
gericht prämiert. Ein Kopenhagener
Architekt hat den Wettbewerb ge-
wonnen. Insgesamt wurden fünf Bei-
träge prämiert.

Die Ergebnisse des Wettbewerbs-
verfahrens werden – nach intensiver
Diskussion mit allen Beteiligten und
möglichen Überarbeitungen –
Grundlage für die Offenlegung des
Bebauungsplanentwurfes. Dieser soll
noch im Jahre 2003 Rechtskraft er-
langen, damit möglichst unmittelbar
nach der Verlagerung des Abfall-
wirtschaftsbetriebes mit der neuen
Bebauung begonnen werden kann.

Die große Resonanz bei den
öffentlichen Quartiersveranstaltun-
gen und das Engagement beim Archi-
tektenwettbewerb zeigen bereits
jetzt, dass dieses Verfahren bei Alt-
und Neubürgern, dem Investor und
der Stadt zu einer hohen Akzeptanz
geführt hat.

Auch im weiteren Prozess ist die Fort-
führung des trilateralen Koopera-
tionsansatzes vorgesehen. Über Ein-
zelheiten der Zusammenarbeit wird
im Januar gemeinsam diskutiert. Die
Endvermarktung wird primär Aufga-
be des Investors sein, aus den Vorar-
beiten existiert bereits eine Liste mit
über 100 interessierten potenziellen
Bauherren. In der Bauphase soll die
Zusammenarbeit aller Akteure dann
voraussichtlich wieder intensiviert
werden.

Ausführliche Informationen zum
Modellvorhaben „Urbanes Wohnen
Jahnplatz“:

www.osnabrueck.de/jahnplatz

Einbeziehung des Investors

Beteiligung der Bürgerinnen und
Bürger am Architektenwettbewerb

Weiterführung des kooperativen
Prozesses
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Aktuell

Am 7. Oktober 2002 fand die erste
Projektwerkstatt statt, deren Arbeits-
thema „Ansätze zu Erfolgskontrolle
und Messkonzeptionen in trilatera-
len Kooperationen“ lautete. Teilneh-
merinnen und Teilnehmer der Werk-
statt waren alle Modellstädte, die
„vor Ort“ aktiven Projektforscher, die
„3stadt2“ Betreuer der FIRU sowie
Vertreter des BBR und des BMVBW.
Gastgeber war die Stadt Osnabrück,
die für einen gelungenen Rahmen
der Veranstaltung sorgte.

Herr Jacob von FIRU erläuterte in
seinem Input-Vortrag von FIRU und
BBR entwickelte Anhaltspunkte für
einen Messansatz mit Anregungen
für die weitere Arbeit der Modellvor-
haben.

Wesentliches Ziel in „3stadt2“ ist
die Überprüfung der neuen Koope-
rationsformen auf Wirksamkeit,
Leistungsfähigkeit und Erfolge, ins-
besondere im Vergleich zu nicht-
kooperativen Verfahren. Darüber
hinaus sollen nachvollziehbare An-
haltspunkte darüber gewonnen wer-
den, wie man kooperative Planungs-
prozesse schneller, kostengünstiger
und qualitativ besser als bisher aus-
gestalten kann. Abgeleitet aus diesem
Erkenntnisinteresse lassen sich ver-
schiedene Anhaltspunkte für einen
Messansatz formulieren:

• Verbindung von qualitativen
und quantitativen Ansätzen

Deskriptive Ansätze zur Erfolgs-
kontrolle mit qualitativen Elementen

Ergebnisse der 1. Projektwerkstatt
in Osnabrück –
Ansätze zu Erfolgskontrolle und
Messkonzeptionen

(z.B. Zufriedenheitsaspekte) erlan-
gen eine hohe Bedeutung bei der Be-
obachtung, Beschreibung und Ana-
lyse der Kooperationsprozesse. Sie
sind Grundlage dafür, die komplexen
Wirkungszusammenhänge aufzuhel-
len, Transparenz und Nachvoll-
ziehbarkeit herzustellen. Eine Ergän-
zung der qualitativen Elemente
durch quantitative Ansätze wird an-
gestrebt. Dabei dienen Indikatoren,
Kennzahlen und Messgrößen dazu,
die Nachvollziehbarkeit der Argu-
mentation in bestimmten Bereichen
zu stützen. Die messbaren Variablen
Kosten, Zeit und Qualität stellen
wichtige Ansatzpunkte dar. Die Beur-
teilung der Kooperation in Bezug auf
Wirksamkeit, Leistungsfähigkeit und
Erfolg kann nur durch die Ver-
knüpfung von Messgrößen und qua-
litativen Erkenntnissen vorge-
nommen werden. Die Bewertung
und Gewichtung der Variablen wird
von den Modellvorhaben selbst vor-
genommen und ist von Stadt zu Stadt
unterschiedlich.

• Definition von Zielen und
Erfolgsfaktoren

Für die Arbeit in den Modellvor-
haben ist es sinnvoll, sowohl die Er-
gebnisse der Planung (z.B. Konzep-
te/Pläne, real gebaute Qualitäten) als
auch den Planungs- bzw. Koopera-
tionsprozess zu betrachten. Zentrale
Aufgabe in den Modellvorhaben ist
es, Klarheit über das gewünschte Er-
gebnis zu schaffen und Ergebnisziele
zu definieren.

• Aufteilung in Meilensteine
Eine Aufteilung in Meilensteine /
Phasen kann hilfreich sein, um
Zwischenergebnisse und Zwischen-

schritte im Kooperationsprozess dar-
zustellen. So wird es ermöglicht, die
zentralen quantitativ darstellbaren
Variablen Zeit (Z), Kosten (K) und
Qualität (Q) bezogen auf die einzel-
nen Meilensteine abzugreifen.

• Verknüpfung von Ergebnis- und
Prozesszielen

Von besonderer Bedeutung ist die
Verknüpfung zwischen Ergebnis-
und Prozesszielen. Mit jedem Koope-
rationsschritt im Prozess verfolgen
die lokalen Akteure bestimmte Ziele.
Jeder Kooperationsschritt hat da-
rüber hinaus Auswirkungen auf die
erreichten Ergebnisse. Zur Bewer-
tung der Kooperation in den Mo-
dellvorhaben wird es wichtig sein,
diese Kausalitätszusammenhänge,
wo immer dies möglich ist, nachvoll-
ziehbar zu machen. Nur so wird man
in die Lage versetzt sein, Aussagen
darüber abzuleiten, was die Koopera-
tion zum Ergebnis beigetragen hat.

Auf Grund der Vielschichtigkeit
und Komplexität von Stadtentwick-
lungsvorhaben ist es häufig schwie-
rig, einfache Kausalketten zwischen
Ursache und Wirkung zu beschrei-
ben. Durch eine transparente Pro-
zessdokumentation und die Zerle-
gung des Prozesses in Teilschritte
kann man sich dem Kausalitäts-
zusammenhang annähern. Im Ideal-
fall lässt sich das Stadtentwicklungs-
vorhaben mit zugehörigem Koopera-
tionsprozess wie in der nachfolgen-
den Grafik dargestellt abbilden.

• Externe Einflussfaktoren
Es ist davon auszugehen, dass am Zu-
standekommen von Ergebnissen und
Wirkungen nicht nur formulierte Zie-
le und eingesetzte finanzielle Mittel,

Einführung

„Anhaltspunkte für einen
Messansatz“
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Aktuell

sondern auch andere, nicht beein-
flussbare Faktoren beteiligt sind, so
z.B. die übergeordnete wirtschaftli-
che Entwicklung oder der Wechsel
politischer Mehrheiten. Für die
Modellvorhaben gilt es, diese Ein-
flussfaktoren zu identifizieren und
– soweit möglich – für die Betrach-
tung im Rahmen des Forschungs-
feldes auszuklammern.

• Soll-Ist-Vergleich
(Zielerreichungskontrolle)

Im Sinne einer Zielerreichungs-
kontrolle können die zu Beginn des
Prozesses definierten Soll-Ziele mit
den erreichten Ist-Zielen verglichen
werden. Die Bewertung der Ergebnis-
se erfolgt durch die Modellvorhaben.

In Bielefeld baut die Erfolgskontrolle
auf den drei wesentlichen Parame-
tern
• zeitlicher Ablauf des Planungs-

prozesses bis zur baulichen Umset-
zung,

• Umsetzung der in einem Pflichten-
heft festgelegten Qualitätsziele so-
wie

• Zufriedenheit aller beteiligten Ak-
teure / Akzeptanz

auf. Das kooperativ erarbeitete
Pflichtenheft soll dabei als Instru-
ment für die Qualitätssicherung die-
nen. Die Akzeptanz der Planungen
innerhalb der Verwaltung, zügige
und konstruktive Stellungnahmen
der Träger öffentlicher Belange, zügi-
ge, breit getragene politische Be-
schlüsse und die Akzeptanz der Pla-
nung in der Bürgerschaft stellen eini-
ge der wichtigen Leitparameter für
die Bewertung des Erfolges dar.

eine Darstellung von Unterschieden
und Übereinstimmungen bei der
Erarbeitung von bisher fünf IHK u.a.
bezogen auf:
• verwendete Methoden und Instru-

mentarien,
• zeitliche Abläufe und Kosten,
• die Qualität der Zusammenarbeit,
• Ergebnisse und die Verstetigung

des Prozesses.
Bereits jetzt zeigt sich, dass gewisse
wiederkehrende Erfahrungen bei der
Erarbeitung jedes IHK gemacht wur-
den. Dies reicht von der Diskussion
über die Verbindlichkeit der Hand-
lungskonzepte bis hin zur Ein-
beziehung der breiten Öffentlichkeit.

Wesentliche Ziele der Erfolgs-
kontrolle in Bonn sind die Erarbei-
tung von Entscheidungshilfen für die
Auswahl und Ausgestaltung infor-
meller kooperativer Planungsverfah-
ren, die Erarbeitung von Erfolgs-
kriterien, die Ableitung von Prinzi-
pien für Einsatzmöglichkeiten und
die optimale Umsetzung von IHK so-
wie die Formulierung von Aus-
schlusskriterien für die Fortführung
eines IHK.

Erste Ansätze für Erfolgskriterien
wurden bereits formuliert. Dazu ge-
hören z.B. die Kontinuität des Dis-
kussionsprozesses bis zur Umset-
zung, die Schaffung einer fundierten
Basis zur Entscheidungsfindung, die
zeitnahe Umsetzung von ersten
Maßnahmen oder die Konfliktver-
meidung. Eine Prozessbeschleu-
nigung und Kosteneinsparung wer-
den in Bonn eher langfristig erwartet.
Die Ansätze werden im weiteren Ver-
lauf des Forschungsfeldes überprüft.

In Gelsenkirchen wird die Übertrag-
barkeit der Evaluierungsansätze aus

Verknüpfung von Ergebnis-
und Prozesszielen

In Bielefeld wurde eine Wohn-
baufläche in Stadtrandlage als Refe-
renzvorhaben ausgewählt. Dieses,
von der Planungsaufgabe vergleich-
bare Vorhaben, wurde nur mit den
gesetzlich vorgeschriebenen Koope-
rationsschritten vorangebracht und
konnte trotz langer Projektlaufzeit
bis heute nicht realisiert werden.
Schon jetzt wird deutlich, dass die
unterschiedlichen Planungsschritte
(von der Rahmenplanung über die
Bebauungsplanung bis hin zur Ver-
marktung) quasi linear nacheinander
geschaltet waren. Erst nach der Been-
digung der Rahmenplanung wurden
die ersten Ideen für den Bebauungs-
plan entwickelt. Im Modellvorhaben
Breipohl gehen diese verschiedenen
Planungsschritte dank der frühzei-
tigen Einbeziehung der relevanten
Akteure ineinander über (Zeit-
ersparnis). Darüber hinaus zeigt der
Vergleich, dass entscheidende Wen-
dungen und Verzögerungen im
Referenzvorhaben immer mit
Mehrheitswechseln im Rat verbun-
den waren. Bereits erreichte Zwi-
schenergebnisse wurden immer
wieder in Frage gestellt. In Breipohl
dokumentiert das Instrument
„Pflichtenheft“ zwischen zahlreichen
Akteuren abgestimmte und gemein-
sam getragene Zielsetzungen. So
wird auf Mehrheitsentscheidungen
im Rat hingearbeitet.

In Bonn macht man sich die Erfah-
rungen mit bislang fünf Integrierten
Handlungskonzepten (IHK) zu Nut-
ze. Ansatzpunkt zur Erfolgskontrolle
ist die Auswertung von Lernprozes-
sen bei der systematischen Weiter-
entwicklung von Kooperationspro-
zessen. Grundlage für die Arbeiten ist

Ansätze der Modellvorhaben
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dem Programm „Soziale Stadt“ in
Nordrhein-Westfalen auf die speziel-
len Fragestellungen von „3stadt2“
überprüft. Hier wird zunächst mit der
Definition von Kontextindikatoren
gearbeitet. Sie beschreiben die (Aus-
gangs-)Bedingungen des Stadtteils
und stellen den Hintergrund für die
weitere Evaluationsdiskussion dar. In
einem weiteren Schritt ist vorgese-
hen, aus dem Dialog mit den lokalen
Akteuren sog. dialoggestützte Er-
folgskriterien abzuleiten. Diese ver-
binden das Erfordernis, überprüf-
bare Ziele zu benennen, mit der Not-
wendigkeit, sie orts- und prozess-
spezifisch auszuformulieren. In der
Folge ist zu prüfen, wie die Diskussi-
onen mit den Akteuren über ihre Er-
wartungen und die gemeinsamen
Erfolgskriterien in die jeweiligen
Arbeitsprozesse eingefügt werden
können. Ziel ist die Analyse qualitati-
ver Prozesse und die Rückkopplung
in den Gesamtprozess.

In Lübeck wird mit dem aus den 80er
Jahren stammenden Verfahren der
Produktlinienanalyse zur Bewertung
der Umweltverträglichkeit von Pro-
dukten gearbeitet. Vom Ansatz, der
sich mit der Betrachtung des gesam-
ten Lebenszyklus eines Produktes
(Produktlinie) beschäftigt, scheint
vor allem die Mehrdimensionalität
übertragbar. Im Falle des Hochschul-
stadtteils Lübeck reicht dies von der
Planungs- über die Entstehungs- bis
hin zur Konsolidierungsphase. Bei
der Anwendung des Ansatzes in der
Wirtschaft hat sich gezeigt, dass Pro-
dukte, in die ein angemessenes Maß
an Vorarbeit, Know-how und Zeit in-
vestiert wurde, in der Fertigungs-
phase erheblich weniger Verzögerun-

gen zu erwarten haben, als Produkte,
die in der Entwicklungsphase schnell
konzipiert wurden und deren „offene
Fragen“ im Rahmen der Herstellung
geklärt werden mussten. In der Wirt-
schaft ist dieser Weg inzwischen als
der „kostengünstigere“ anerkannt. In
einer Produktlinienmatrix wird der
gesamte Lebenszyklus des Produktes
(in diesem Fall des Hochschulstadt-
teils Lübeck) dargestellt. Einzelne
Phasen werden hinsichtlich der Aus-
wirkungen auf Natur, Gesellschaft
und Wirtschaft untersucht. Aus-
gangsbasis ist ein umfangreiches
Kriterienraster, das weiterentwickelt
und auch auf die Auswirkungen des
Kooperationsprozesses fokussiert
werden soll.

Im Mittelpunkt der Betrachtung
stehen die angemessene Beteiligung
und die Wahl der Kooperationsform
im Hinblick auf Art, Größe, Zeitpunkt
und Dauer des Projektes. Bei der Be-
wertung der Verfahren sollen die
Merkmale, Stolpersteine und Meilen-
steine von erfolgreichen Koopera-
tionsprozessen herausgearbeitet
werden.

In Osnabrück werden Zufrieden-
heitsaspekte sowie Bedarfsgerech-
tigkeit der Planung einen wesent-
lichen Faktor der Erfolgskontrolle
darstellen. Der Vergleich von bislang
vier ausgewählten Referenzprojekten
mit dem Modellvorhaben soll auf
zwei Ebenen geschehen: Auf der
einen Seite werden objektive Daten,
wie z.B. die Prozessdauer, vergli-
chen. Zum anderen soll auch die Zu-
friedenheit bzgl. der Beteiligung von
Anwohnerinnen und Anwohnern so-
wie neuen Bewohnerinnen und Be-
wohnern an Planungs- und Bau-

prozessen und bzgl. der Wohn-
qualität untersucht werden.

Die Messung der möglichen Vor-
teile der trilateralen Kooperation soll
zu einem großen Teil durch Befra-
gungen erfolgen. Dies bezieht sich
auf Bewohner, Anwohner, Investo-
ren, aber auch die Verwaltung im
Modellvorhaben und bei den ausge-
wählten Referenzprojekten. Die tat-
sächliche Verwertbarkeit der Refe-
renzprojekte lässt sich zur Zeit noch
nicht exakt abschätzen. Dies wird
sich erst in der nächsten Arbeits-
phase konkretisieren. Bisher zeigt
sich im Modellvorhaben, dass es ein
sehr langwieriger Prozess war, einen
Investor zu finden, der sich auf den
neuen Kooperationsprozess einstel-
len wollte. Hier ist insbesondere nach
dem Abschluss des Modellvorhabens
von Interesse zu erfahren, ob und
welche Vorteile für den Investor mit
dem Verfahren verbunden waren
und ob er ein solches kooperatives
Verfahren in Zukunft bevorzugen
würde.

In engem Zusammenhang zu der An-
wendung der Ansätze der Erfolgs-
kontrolle steht die Frage nach der
Verhältnismäßigkeit bei der Erhe-
bung. Für die Modellvorhaben sind
bei jedem Arbeitsschritt die perso-
nell, finanziell und zeitlich zur Verfü-
gung stehenden Ressourcen zu be-
achten. Den Ansätzen zur Erfolgs-
kontrolle im Rahmen von „3stadt2“
sollte daher eine pragmatische Me-
thodik und weniger eine mathemati-
sche Genauigkeit zu Grunde gelegt
werden. Es geht nicht so sehr um
„wissenschaftliche“ Ansätze, als viel-

Diskussion und Fazit
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mehr um eine einfache Handhab-
barkeit der Messungen sowie eine
Nutzbarkeit im Tagesgeschäft und
eine Erhöhung der Transparenz.

Neben Bereichen wie Planungs-
ökonomie oder Immobilienökono-
mie könnte – insbesondere in Ver-
bindung mit neuen Kooperations-
formen in der Stadtentwicklung – die
Prozessökonomie eine Dauerauf-
gabe der Zukunft werden. Im Rah-
men des Forschungsfeldes könnte in
diesem Zusammenhang z.B. über-
prüft werden, ob sich Elemente des
Projektmanagements auf den Ansatz
eines Prozessmanagements übertra-
gen lassen.

Um zu einer Abstraktion der indi-
viduellen Ansätze der Modellvor-
haben zu gelangen, wird angeregt,
nicht die detaillierten Einzelprojekte,
sondern eine Typisierung nach An-
lässen für die Kooperation bzw. nach
Planungsprozessen in den Fokus der
Betrachtungen zu rücken.  Bezogen
auf die Typisierung könnten in der
Folge Merkmale für kooperative Pro-
zesse und für eine Messkonzeption
abgeleitet werden.

Im Zusammenhang mit dem Be-
griff der „zielführenden Prozess-
gestaltung“ ergeben sich Fragen, die
die Zielfindung betreffen: Wer legt
die Ziele fest? Wer definiert den Er-
folg? Für die Modellvorhaben ist in
diesem Zusammenhang wichtig,
dass ein Grundkonsens mit einer ge-
meinsam getragenen Zieldefinition
zwischen den Akteuren ausgehandelt
wird. Dabei ist zu beachten, dass die
verschiedenen beteiligten Akteure
auch unterschiedliche Teilziele ver-
folgen können. Daher ist es sinnvoll
zu beschreiben, auf welche Akteure
bzw. Akteursgruppen sich die Ziel-

definitionen beziehen. Analog gelten
diese Überlegungen auch für die not-
wendige Definition von Erfolg und
Erfolgsfaktoren, aber auch von Miss-
erfolgen. Über diese Festlegungen
kann ein Maßstab formuliert werden,
der Grundlage für die Bewertung ist.

Die Erfolgsdefinition und die Be-
wertung der Kooperationsprozesse
hängt in hohem Maße von der Ein-
schätzung wichtiger Akteure im Pro-
zess ab. Subjektive Faktoren erlan-
gen in diesem Zusammenhang eine
große Bedeutung, da Kooperationen
in starkem Maße durch die handeln-
den Menschen geprägt und durch
ihre Sichtweisen beschrieben werden
können. Auch wenn dadurch nicht
immer eine „echte“ Objektivität in
der Bewertung möglich ist, sollte
Wert darauf gelegt werden, den Weg
zum Ergebnis leicht nachvollziehbar,
überprüfbar und ggf. korrigierbar zu
machen.

Die Angemessenheit des Betei-
ligungsansatzes  wird im weiteren
Forschungsfeld eine wichtige Rolle
spielen. Denn es zeichnet sich ab,
dass z.B. konfliktarme Prozesse mög-
licherweise besser ohne zusätzliche
Kooperation und ohne zusätzlichen
Aufwand durchgeführt werden soll-
ten. Wichtig wird das Verhältnis zwi-
schen Aufwand und Erfolg sein.

Insbesondere die Überlegungen
aus Lübeck werfen die für alle
Modellvorhaben wichtige Frage
danach auf, ob während der zweijäh-
rigen Laufzeit des Forschungsfeldes
ein für die Erfolgkontrolle relevanter
Abschnitt betrachtet werden kann
und wie lange es dauert, bis die er-
warteten Effekte der Kooperation
sichtbar werden. Bei der Beurteilung
von Erfolgen neuer Kooperations-

formen muss man sich den Lebens-
zyklus eines Stadtentwicklungsvor-
habens klar machen. Die Bedeutung
des Kooperationsprozesses kann sich
kurz- bis mittelfristig z.B. an der Be-
schleunigung von Entscheidungen
oder einstimmigen Ratsbeschlüssen
messen lassen. Dies werden aber
immer nur Zwischenergebnisse sein
können. Erst wenn die Kooperations-
projekte tatsächlich umgesetzt und
gebaute Realitäten sowie die Erfah-
rungen der späteren Nutzer in die Be-
trachtung mit einbezogen werden
können, werden sich de facto die Er-
folge neuer Kooperationsformen be-
werten lassen.
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Forschung 1. Zwischenbericht der Forschungsassistenz

Die FIRU Kaiserslautern hat im
Herbst 2001 die Forschungsassistenz
im Forschungsfeld „3stadt2“ über-
nommen. Die Forschungsassistenz
ist für die Begleitung und Beobach-
tung der Modellvorhaben, das über-
greifende Berichtswesen, die Doku-
mentation und den Erkenntnis-
transfer zuständig. Hinzu kommt die
Aktivierung neuer Ansätze, z.B. bei
der Durchführung gemeinsamer Ver-
anstaltungen, oder die Beratung
beim Erfahrungsaustausch. Letzt-
endlich ist es Ziel der wissenschaftli-
chen Begleitung durch die Analyse
der Modellvorhaben und mit Hilfe
einer Querauswertung bestimmter
Themen zu verallgemeinerbaren und
übertragbaren Ergebnissen zu kom-
men.

Nicht erst in jüngster Zeit wurde er-
kannt, dass die klassischen Pla-
nungsverfahren für eine Reihe von
Fallkonstellationen nicht mehr ziel-
führend sind. Für diese Fälle haben
bereits seit einiger Zeit Kooperatio-
nen in der städtebaulichen Planung
an Bedeutung gewonnen. Das Thema
ist also keineswegs neu, sondern in
der Praxis bereits verbreitet. Im Rah-
men des Forschungsfeldes „3stadt2“
kann es daher nicht darum gehen,
bereits bewährte Verfahrensweisen
zu untersuchen, sondern es geht
nunmehr um die systematische
Evaluierung einer bewusst kooperati-
ven und zielgerichteten Gestaltung
von Planungsprozessen. Die Analyse
zeigt, dass in diesem Zusammenhang
das Besondere der trilateralen Koo-

peration herauszuarbeiten ist, d.h.
diejenigen Elemente, durch die sich
die „neue“ Kooperation zwischen
Wirtschaft, öffentlicher Hand sowie
Bürgerinnen und Bürgern von „nor-
malen“ Kooperationsprozessen un-
terscheiden.

Diese Belege für eine Trilateralität
sind im Rahmen der Modellvorhaben
und darüber hinaus zu suchen und
im Rahmen einer Checkliste abzu-
prüfen. Neben dem Hauptmerkmal
„Vorhandensein von drei Akteurs-
gruppen“ lassen sich zum jetzigen
Zeitpunkt folgende weitere Kennzei-
chen identifizieren:
• Zusammenkommen: Kooperanden

müssen erst gefunden werden /
sich finden.

• Zusammenarbeiten: gemeinsames
Handeln.

• Gemeinsamer Grundkonsens / ge-
meinsames Hauptziel.

• Sich vereinbaren: zuerst gemeinsa-
me („Spiel“-)Regeln, dann die Zie-
le, Arbeitsweisen und Ergebnisse.

• Einbringen eigener Beiträge durch
jeden einzelnen Akteur.

Auch wenn zum jetzigen Zeitpunkt
die Erwartungen an verallgemeiner-
bare Ergebnisse noch nicht allzu
hoch zu stecken sind, lassen sich
dennoch erste Ansätze und zentrale
Aspekte erkennen, die es im weiteren
Forschungszeitraum vertieft zu be-
trachten gilt. In den Modellvorhaben
haben sich die gewählte Organisation
des Prozesses und die Kooperations-
formen gerade erst etabliert, die
Suche und Zusammensetzung der
Akteursgruppen ist in der Regel abge-
schlossen, so dass jetzt in den Projek-

ten vielfach die eigentliche „Arbeits-
phase“ läuft. Auch der Erfahrungs-
austausch zwischen den Forschungs-
beteiligten hat mit der Auftakt-
veranstaltung im April 2002, der
1. Projektwerkstatt im Oktober 2002
sowie Vor-Ort-Gesprächen in den
Modellvorhaben begonnen.
Zu einigen zentralen Forschungs-
themen ist eine intensive Diskussion
in Gang gekommen, vor allem zum
Thema der Effizienz und des Mehr-
werts trilateraler Kooperationen so-
wie den Indikatoren und Methoden
zu deren „Messung“. Wesentliche Er-
kenntnisse zur Erfolgskontrolle und
zu Messkonzeptionen werden im
Beitrag über die 1. Projektwerkstatt in
Osnabrück ausführlich beleuchtet.

Die Querauswertung ergibt, dass
trilaterale Kooperationen insbeson-
dere für große, komplexe Aufgaben-
stellungen mit einer Vielzahl von Be-
teiligten und mit einer besonderen
Erwartung an städtebauliche Quali-
täten geeignet sind und auf allen
Ebenen der städtebaulichen Planung
eingesetzt werden können. Von die-
sen Ausgangsbedingungen hängt die
Ausgestaltung des Kooperations-
prozesses wesentlich ab.

An trilateralen Kooperationen kann
eine Vielzahl von Akteuren beteiligt
sein, die den drei Akteursgruppen
„öffentliche Hand“, „Bürger“ und
„Wirtschaft“ zugeordnet werden
können. Die Akteursgruppen sind in
sich nicht homogen, sondern schlie-
ßen wiederum unterschiedliche Be-
teiligte ein. Nicht nur die Akteurs-
gruppen untereinander unterschei-
den sich hinsichtlich ihrer Motiva-

Der Forschungsauftrag

Belege für eine Trilateralität

Erfahrungsaustausch

Die Akteure
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tion, Handlungsmuster und Poten-
ziale, sondern auch oftmals die Be-
teiligten innerhalb einer Akteurs-
gruppe. Eine besondere Rolle inner-
halb des Kooperationsprozesses
spielt die Verwaltung, die Planungs-
prozesse initiiert und leitet und somit
die Rolle als Public Leader über-
nimmt. Nicht selten wird sie dabei
durch eine neutrale externe Prozess-
moderation unterstützt, die v.a. zur
Konfliktregelung beitragen soll.

Trilaterale Kooperationen lassen
im Vergleich zu klassischen Verfah-
ren (ohne Kooperation) neben einem
allgemeinen Mehrwert auch einen
konkreten Mehrwert für die einzel-
nen Akteursgruppen erwarten. Diese
Erwartungen resultieren aus der zu-
nehmenden Unzufriedenheit mit
klassischen Verfahren, die u.a. als
langwierig, unflexibel und mit gerin-
gen Mitwirkungsmöglichkeiten für
andere Akteure beschrieben werden.
Diesem Mehrwert gilt es sich im Wei-
teren stärker zuzuwenden. Dies dient
u.a. der Identifizierung derjenigen
Konstellationen und Aufgaben, bei
denen eine Kooperation zwischen
Wirtschaft, öffentlicher Hand sowie
Bürgerinnen und Bürgern als
besonders zielführend eingeschätzt
wird.

Die Stellung und das Gewicht ein-
zelner Akteure spielt in „3stadt2“
eine wichtige Rolle. Vielfach wird ge-
äußert, dass die Akteursgruppe „Bür-
ger“ aus verschiedenen Gründen
(ökonomische, strukturelle, gesell-
schaftliche, Machtposition o.ä.) die
schwächste Position hat. Daher ist es
erforderlich, nach Möglichkeiten zu
suchen, sie auch an Stellen zu akti-
vieren und zu stärken, an denen dies
bislang nicht selbstverständlich war.

Ein Beispiel ist die Bürgerbeteiligung
an Architekten- oder städtebaulichen
Wettbewerben, z.B. bei der Formu-
lierung des Auslobungstextes und /
oder als Mitglieder der Jury. Das Bei-
spiel Osnabrücks deutet darauf hin,
dass auch die Architektenkammern
diesbezüglich aufgeschlossen sind.

Die Praxiserfahrung im Zusam-
menhang zahlreicher Projekte der
FIRU im Bereich der städtebaulichen
Planung hat gezeigt, dass die Ein-
beziehung von Fachbehörden bzw.
potenziellen Trägern öffentlicher
Belange als Akteure in einem
Planungsverfahren oftmals zu spät
(i.d.R. erst im gesetzlich vorgeschrie-
benen Verfahrensschritt der Beteili-
gung der Träger öffentlicher Belange
im Rahmen der Bauleitplanung) er-
folgt und somit weder frühzeitige
Informationsvermittlung möglich ist,
noch konstruktive Anregungen zur
Konfliktlösung beigesteuert werden
können. Es ist zu überprüfen, ob an
bestimmten Stellen eines kooperati-
ven Abstimmungsprozesses zwi-
schen Wirtschaft, öffentlicher Hand
sowie Bürgerinnen und Bürgern
nicht auch Fachbehörden (z.B. Na-
turschutz, Lärmschutz o.ä.) oder
auch weitere Akteure (z.B. Fachleute)
eingebunden werden sollten, und
zwar dann, wenn die Planung noch
offen ist und auf diese Weise opti-
miert werden kann.

Auf Grund der unterschiedlichen
Ausgangs- und Rahmenbedingungen
(Planungsaufgabe, Planungsverfah-
ren, zeitlicher Beginn der Koopera-
tion) in den Modellvorhaben erwei-
sen sich verallgemeinerbare Aus-

sagen zu Ansatz und Ablauf von
Kooperationsprozessen im Sinne
von idealtypischen Strukturen als
schwierig. Obwohl die Modellvor-
haben erst ein Dreivierteljahr laufen
wird versucht, im Wege einer verglei-
chenden Betrachtung, Gemeinsam-
keiten im Ablauf des Kooperations-
prozesses herauszukristallisieren
und zu allgemeingültigen Aussagen
zu kommen.

Gemeinsam ist allen Modellvor-
haben, dass Planungsaufgaben vor-
liegen, die als besonders komplex
und / oder konfliktträchtig gelten.
Außerdem zeigen die Modellvor-
haben, dass es günstig ist, wenn auf
einen gewissen zeitlichen Vorlauf
aufgebaut werden kann. Zur Bewälti-
gung der Planungsaufgabe sind in
den Modellvorhaben unterschiedli-
che Planungsinstrumente vorgese-
hen, die mit den spezifischen Instru-
menten des Kooperationsprozesses
verzahnt werden müssen. Diese
Verknüpfung von informellen und
formellen Elementen, d.h. das Inein-
andergreifen informeller – häufig ko-
operativ erarbeiteter – städtebauli-
cher Planungen und der gesetzlich
vorgeschriebenen Schritte der Bau-
leitplanung konnte bisher auf Grund
des Sach- und Verfahrensstandes der
Modellvorhaben noch nicht ausrei-
chend beleuchtet werden. Jedoch
wird deutlich, dass Kooperations-
prozesse nur funktionieren, wenn sie
über eine beständige Steuerung (ko-
operativ strukturierte Verwaltung,
verwaltungsinterne Projektgruppe)
verfügen, die durch andere Prozess-
beteiligte (z.B. Moderation) unter-
stützt werden kann. Die Zusammen-
arbeit mit Bürgerinnen und Bürgern
beruht auf dem Prinzip der Freiwil-

Forschung

Der Kooperationsprozess
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ligkeit. Sie kann und soll nicht er-
zwungen werden.

Mit der Verknüpfung informeller
und formeller Verfahren sind auch
rechtliche Fragen verbunden. So z.B.
die Frage der Vorabbindung im Rah-
men von Abwägungsentscheidungen
auf der einen Seite und die Ver-
bindlichmachung und damit die Ver-
lässlichkeit kooperativ erarbeiteter
Planungsergebnisse für alle Beteilig-
ten auf der anderen Seite. Koopera-
tive Elemente werden bei Aufgaben
der Stadtentwicklung immer bedeut-
samer und sind daher mittlerweile im
Bauplanungsrecht verankert. Insbe-
sondere die Beteiligung der Bürger-
innen und Bürger sowie von Privaten
im Sinne von Public-Private Partner-
ship werden im BauGB geregelt. Auch
außerhalb des Baugesetzbuches las-
sen sich formalisierte Kooperations-
formen identifizieren, so z.B. im
VwVfG, im UVPG sowie im BGB.

Im Rahmen des Forschungsfeldes
wird derzeit ein Sondergutachten mit
dem Thema „Möglichkeiten und
Grenzen städtebaulicher Kooperatio-
nen aus rechtlicher Sicht“ von Prof.
Dr. Hans-Jörg Birk erarbeitet, das
die rechtlichen Rahmenbedingungen
von Kooperationen genauer beleuch-
tet. Dies insbesondere im Span-
nungsfeld von Vergaberecht, Förder-
recht und Baurecht.

Eine wichtige Aufgabe im Rahmen
des Forschungsfeldes ist es, neue
Kooperationsformen auf Wirksam-
keit, Leistungsfähigkeit und Erfolg zu
überprüfen. Von den Modellvor-
haben sollen pragmatische Mess-

ansätze entwickelt werden. Hierfür
sind vor allem die Beschränkung auf
wenige, aber aussagekräftige Indika-
toren, eine einfache Handhabbarkeit
der Messvorschriften, ihre leichte
Anwendbarkeit sowie eine hohe
Transparenz der Entscheidungswege
von Bedeutung. Die Modellvorhaben
haben bereits erste Ansätze zur Er-
folgsmessung entwickelt, die zurzeit
erprobt und weiterentwickelt wer-
den. Zur Anwendung kommen so-
wohl qualitative (z.B. Zufriedenheits-
aspekte) als auch quantitative (z.B.
Zeit, Kosten) Messgrößen, die zur Be-
urteilung des Erfolgs, der Leistungs-
fähigkeit und der Wirksamkeit von
Kooperationen miteinander ver-
knüpft werden müssen. Zum Teil
werden auch Referenzvorhaben
(ohne Kooperation) zum „Mit-Ohne-
Vergleich“ herangezogen (vgl. hierzu
den Beitrag „Ergebnisse der 1. Pro-
jektwerkstatt“ in diesem Heft).

Die Elemente des Prozess-
managements scheinen für eine er-
folgreiche Kooperation von entschei-
dender Bedeutung zu sein. Ziele ei-
nes solchen Prozessmanagements
sind die Anwendung von strukturier-
ten Methoden zur Beschreibung der
aktuellen und zukünftigen Rahmen-
bedingungen des Projektes, zur Ein-
bindung der Akteure, zur Zieldefi-
nition, zur Entwicklung von Umset-
zungsstrategien sowie zur Erstellung
eines Managementsystems zur stän-
digen Verbesserung der Abläufe.

Zu diesem Themenkomplex wird
eine genauere Analyse der einzelnen
(in den Modellvorhaben zum großen
Teil noch ausstehenden) Schritte des
Kooperationsprozesses erforderlich
sein. Von besonderer Bedeutung er-
scheinen zurzeit folgende Elemente:

• Strategie zur Kombination geeig-
neter Kooperationsformen und
-verfahren

• Schaffung / Herstellung verlässli-
cher Rahmenbedingungen und ge-
eigneter Organisationsstrukturen

• Sicherstellung von transparenten
und übersichtlichen Schritten
(Meilensteinen)

• Zusammensetzung der Akteure
• Orientierung auf Win-Win-Situa-

tionen für alle Beteiligten
• Mobilisierung / Vorhandensein

von Kompetenz
• Management der Ressourcen (Per-

sonal, Finanzen)
• Informationsmanagement
• Flexibilität der Prozessgestaltung
• Überprüfung des Kosten-Nutzen-

Verhältnisses
• Ineinandergreifen von Planungs-

verfahren und Kooperationspro-
zess

• Verzahnung mit parallelen (for-
mellen) Verfahren

Im nächsten Zwischenbericht der
Forschungsassistenz, der im Novem-
ber 2003 ansteht, werden die bislang
nur kurz angerissenen Aspekte des
Forschungsfeldes mit den Ergebnis-
sen aus den Modellvorhaben weiter
vertieft und um die Behandlung der
bislang noch offenen Fragen ergänzt.
Zu diesem Zeitpunkt steht die
Experimentalphase der Modellvor-
haben kurz vor dem Abschluss und
der Erfahrungsaustausch wurde
durch zwei weitere Projektwerk-
stätten fortgesetzt, so dass dann
bereits weitergehende Erkenntnisse
aus der Praxis ausgewertet werden
können.

Forschung

Erfolgskontrolle in trilateralen
Kooperationen

Ausblick



Forschungsfeld 24: 3stadt2

ExWoSt-Informationen  Nr. 2 – 01/2003 21

Impuls Eine Neue Aufklärung hilft der Stadtentwicklung –
Die Stadtentwicklung hilft der Neuen Aufklärung

Peter C. Dienel

Die „trilaterale Kooperation“ will drei
Partner, nämlich die öffentliche
Hand, die Wirtschaft und den Bürger1

in den Prozess der Stadtentwicklung
einbinden. Bevor man das analysie-
ren und messen kann, muss zunächst
bedacht werden, dass die Start- und
Arbeitsbedingungen dieser Drei  un-
terschiedlich geartet sind. Die gravie-
rendste Ungleichheit in der Aus-
gangslage besteht im Hinblick auf
den sog. Bürger.

 Die Einbeziehung der „öffent-
lichen Hand“ stellt eigentlich kein
großes Problem dar. Diese Hand ist
einfach da. Vorausdenken für alle, –
das ist der genuine Auftrag von Poli-
tik und Verwaltung. Auch das Einbe-
ziehen der „Wirtschaft“ in die Ent-
wicklung der Stadt dürfte im einzel-
nen Fall nicht sehr schwierig sein.
Der Markt meldet sich. Er sucht von
sich aus seine Chancen. Beim Bürger
aber, da gibt’s, schon bevor man ihn
einbeziehen kann, Probleme. Wenn
heutzutage dieser Begriff fällt, ist fast
immer der „Kunde“ gemeint, der im
eigenen Interesse denkende „Ver-
braucher“. Die Staatsform, in der wir
heute leben, die Demokratie, hört
aber zunächst einen anderen Be-
griffsgehalt mit: Der „Bürger“, das ist
der Souverän, der Wähler, der In-
haber des Staates, und letztlich also
auch dessen Veranstalter.
 

Diesen Bürger gibt es nicht. Deswe-
gen können ja auch die großen
Hintergrundfragen unserer Zeit nicht
lösungsverheißend angefasst wer-
den. Der Bürger kommt nur in zwei
Fehlformen vor, einmal als der Frus-
trierte, politisch Apathische, klug ge-

nug, sich nicht um das zu kümmern,
wo man doch nichts ändern kann;
zum andern als der Aggressive, der
Beleidigte, der durchs Vorzimmer
hindurch schreiend zum Boss will:
„Hier spricht der Bürger!“ Mit diesen
beiden Fehlformen ist bekanntlich
kein Staat zu machen. Zum Glück
gibt’s daneben noch die 7–8 %
Berufsbürger, die ihre Rolle infor-
miert, vergütet und engagiert wahr-
nehmen: Abgeordneter, Chef einer
Initiative, Richter, Beiratsmitglied,
leitender Beamter. Bei der trilate-
ralen Kooperation geht es aber um
die 92 % anderen. Die sollen zurecht
eingebunden werden. Und dafür
müsste dieser „Bürger“, der das
Allgemeinwohl im Auge behält, der
Langfrist-Denker, nach dem sich die
Politik richten kann, eigentlich erst
hergestellt werden. Aber geht denn
das?
 

Die Stadtentwicklung soll voran-
gebracht werden. Das ist ja der Sinn
der trilateralen Kooperation. Und
unsere Absicht hier ist es, solche Ent-
wicklungen dadurch zu verbessern,
dass wir ihre jeweiligen Erträge mes-
sen, vergleichen und bewerten. Gera-
de dabei würde uns dieser „Bürger“
sehr helfen können, – wenn es ihn
gäbe. Er aber entsteht nicht von sel-
ber. Er müsste erst ermöglicht wer-
den.

Da trifft es sich gut, dass es seit
einiger Zeit einen bereits hinrei-
chend erprobten Beteiligungs-Bau-
stein gibt, der es im Prinzip jedem Er-
wachsenen möglich macht, diese
Bürgerrolle, zeitlich freigestellt, im
Gruppengespräch mit anderen auch

Freigestellten, über eine konkrete
Aufgabe informiert und mit begrün-
deter Aussicht auf Wirkung, wahrzu-
nehmen, allerdings jeweils radikal
befristet, und zwar auf nur vier Tage.
Aber das reicht völlig hin, um von
diesen Menschen informierte, ausge-
wogene und allseits Zustimmung fin-
dende Empfehlungen und Lösungs-
vorschläge zu erhalten.

Dieser Baustein ist manchen,
wenn überhaupt, nur seinem Namen
nach bekannt: Bürgergutachten
durch Planungszellen®. Auf eine ein-

gehende Erörterung dieses Verfah-
rens kann hier aber verzichtet wer-
den, weil inzwischen die 5. Auflage2

der Darstellung des Verfahrens, ein-
schließlich seiner Vor- und Nachtei-
le, greifbar ist. Nur soviel muss gesagt
werden: Zur PZ kann man sich nicht
melden. Die Teilnehmer werden vom
Zufall ausgewählt. Man gewinnt (wie
beim Lotto) und zwar: eine Berech-
tigung zur Mitarbeit. Von diesem
Beteiligungsinstrument ist unser
Vorhaben in zweifacher Weise be-
troffen:
1. Derartige Bürger-Juries würden
die Mess-Ergebnisse, um die es uns
geht, deutlich verbessern, und nicht
nur das: Sie würden, wie wir
inzwischen wissen, jeden Planungs-
fall, in den sie „eingebunden“ sind,
zeitlich verkürzen und sachlich er-

Wo ist der Bürger?

Mit dem Bürger Erträge messen
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ger um ein individuelles Versagen, als
um ein strukturelles Problem. Insti-
tutionen sind zutiefst an der Fort-
schreibung ihres Ist-Zustandes inter-
essiert, und zwar von sich aus und
das immer. Organisationen verhol-
zen. Ihnen fällt es sichtlich schwer,
mit der sich ändernden Welt Schritt
zu halten. Die Gesellschaft ist aber
kein Zustand, sondern ein Prozess.
Da tun sich Institutionen schwer. Sie
schalten insgeheim auf Abwehr.

Dass wir es hier mit einer Innovation
in diesem Sinne zu tun haben, zeigt
sich gerade auch daran, wie wenig sie
bei uns4 zitiert wird. Das trifft be-
zeichnenderweise vor allem bei den
Fachleuten, den förderungsabhän-
gigen Experten zu. So findet sich in
der aktuellsten einschlägigen Unter-
suchung zu Fragen der Bürger-
beteiligung5 unter den über 800 dort
(Literaturverzeichnis: 43 Seiten!) ge-
nannten Fachveröffentlichungen
nicht eine, die auf dieses Verfahren
ausdrücklich eingeht. Selbst wenn
man sich speziell die neuen
Kooperationsformen in der Stadt-
entwicklung vornimmt, bleibt dieses
Verfahren so gut wie unsichtbar.
Unter den zahlreichen Diskurs-,
Konfliktlösungs-, Konzept- und
Umsetzungsprojekten (insgesamt
105), die in einer durchaus nicht
unaufwändigen Untersuchung6 des
hierfür zuständigen Hauses aufgelis-
tet werden, ist keines, bei dem der
Baustein PZ eingesetzt worden ist. In
den vergangenen Jahren haben aber
an den unterschiedlichsten Projekt-
orten bereits insg. über 8.000 im Zu-
fall ausgewählte Bewohner öffentlich

Impuls

tragreicher machen. Diese Innova-
tion hilft der Stadtentwicklung.

2. Juries, die an einem Stadt-
entwicklungs-Problem arbeiten,
würden damit gleichzeitig Bewoh-
nern den seltenen Anlass liefern, eine
neue Rolle, und zwar die eigentliche
Bürgerrolle wahrzunehmen. Das
Unerwartete: Die Menschen sind
lernfähig und – fasziniert! Solche ört-
lichen Beispielsfälle werden die An-
wendung des Verfahrens forcieren.
Damit kann endlich (wenn zunächst
auch nur schrittweise) das evolu-
tionäre Potential sichtbar werden,
das hier – bisher ungenutzt – schlum-
mert. Die sog. „Nebenwirkungen“
der PZ3 haben sich nämlich
inzwischen als die eigentliche Wir-
kung herausgestellt, die dieses
simple Verfahren zur gesellschaft-
lichen Entwicklung beiträgt. Stadt-
entwicklungsprojekte sind es also,
die der Neuen Aufklärung auf die
Füße helfen.
 

Dass dieses Verfahren zurzeit noch
so wenig bekannt ist, hat Gründe. Es
gilt als teuer. Aber alles kostet ja Geld.
Was schon eher zu dem „Daran-
vorbei-Sehen“ geführt haben könnte,
das sind die Ängste, die dieses Ver-
fahren auslöst, und zwar gezielt bei
Menschen, die eine Position im poli-
tischen Bereich innehaben. Die füh-
len sich unbewusst von ihm bedroht
(„Jetzt sollen noch mehr Leute mit-
reden?“). Vermutlich hängt die ver-
breitete Unkenntnis aber vor allem
damit zusammen, dass wir es hier mit
einer wirklichen Neuerung, einer In-
novation, zu tun haben. Bei dieser
Tabuisierung geht es demnach weni-

vergütet jeweils vier Arbeitstage lang
in diesem Beteiligungsrahmen hoch-
engagiert und jeweils erfolgreich mit-
gewirkt. Die Ergebnisse dieser Laien-
Helfer liegen jeweils („Bürgergut-
achten“) gedruckt vor. Andererseits
belegen die Infoflyer heute laufender
Aktionen, wie fest eben diese in den
Händen der Fachleute und Beamten
liegen, und das ausschließlich. In ih-
rem Editorial betont eine solche Ak-
tion zwar, „dass die Architektur im
öffentlichen und politischen Be-
wusstsein aus der Sackgasse eindi-
mensionaler Zuordnung herausge-
holt werden“ muss, führt aber gleich-
zeitig in ihrem Impressum7 einund-
zwanzig (!) Organisationen als ihre
Partner namentlich auf, sowie elf
weitere Verbände für ihre Lenkungs-
gruppe. In der Tat: Wir Bürger lassen
die Fachleute allein. Auch wenn die
Abhilfe so sich falsch anhört, – man
kann nachvollziehen, wenn Zeitge-
nossen z.B. die Abschaffung des Be-
amten fordern.8 Aber werden denn
die Abhilfen, die heute allerorten so
vorgeschlagen werden, unsere Ge-
sellschaft vor der Katastrophe retten?
 

Es ist der Zustand ihres Steuerungs-
systems, der unsere moderne Gesell-
schaft davon abhält, mit dem Lösen
ihrer so drängenden Hintergrund-
Problemen – ob Schulden, Alter,
Gesundheit, Arbeit, Umwelt oder
Globalisierung – fertig zu werden
oder wenigstens damit voranzu-
kommen. Wie Niklas Luhmann zu
Recht feststellt, besteht die Funktion
dieses Teilsystems darin, die „kollek-
tiv bindenden Entscheide zu produ-
zieren“. Aber da ist man gerade im

Arbeitssituation Planungszelle

Der unbekannte Baustein

Das Schweigen im Fach-Walde

Das Steuerungssystem lahmt
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Hinblick auf die wichtigen Probleme
auffallend langsam. Das denkende
Tier „Mensch“ ist zwar von sich aus
in der Lage, langfristige Perspektiven
zu entwickeln. Der Arbeiter weiß,
dass er ein Eigenheim finanzieren
will. Die junge Mutter will, dass der
Sohn später Medizin studiert. Wer
aber im gesellschaftlichen Steue-
rungssystem tätig ist, der ist von des-
sen Rand-bedingungen her gehalten,
relativ kurzfristig zu denken. Dort re-
det man vom „Weltfrieden“, hat aber
seine Beförderung oder Wiederwahl
im Hinterkopf. Junge Leute sehen
sich so in ihrer Meinung bestätigt,
Politik sei für uns eigentlich ein Teil
der Unterhaltungsindustrie.

Wir treiben so, wie die Dinge lie-
gen, auf gefährliche Zeiten zu, und
Revolutionen helfen in der kompli-
zierten Gesellschaft von heute da
nicht weiter. Unsere Steuerungs-
apparatur muss ergänzt werden. Sie
müsste in die Lage versetzt werden,
die Zukunftsprobleme unserer Ge-
sellschaft auf unblutige Weise zu lö-
sen. Das allerdings wird die Neue
Aufklärung leisten. Und diese lässt
sich mit einem dafür geeigneten
Konzept, nämlich der guten, alten9

Demokratie, zustande bringen.

Dass der „unbekannte Baustein“
Geld kostet, wurde schon erwähnt.
Aber Bürgergutachten durch Pla-
nungszellen, also Beratungsangebote
durch Zufallslaien, sind auch ihr Geld
wert. Erläuternde Ausführungen zu
diesem Sachverhalt sind erst kürzlich
wieder vorgelegt worden.10 Grundle-
gendere Überlegungen hierzu finden

sich übrigens im Basistext „Die
Planungszelle“.11 Dieser Beteili-
gungs-Baustein bringt viel mehr als
er kostet!

Insgesamt wird sichtbar, wie wichtig
es ist, dass sich die Stadtentwicklung
entschlossen für den Bürger öffnet.
Die sich hier notwendigerweise an-
bietenden Beteiligungsmöglichkei-
ten können gezielter als bisher für die
Realisierung neuer Kooperations-
formen genutzt werden. Jede Stadt,
jede Gemeinde hat ja ihre/seine Ent-
wicklung zu bedenken. Überall dort
können die vorhandenen Problem-
berge zur Einbeziehung nicht nur der
öffentlichen Hände und der Wirt-
schaft, sondern auftragsgemäß auch
der Menschen genutzt werden. Das
muss jetzt nicht heißen, dass jeder an
seinem Problem gleich ein PZ-Pro-
jekt in Gang setzt. Wichtiger ist, dass
zunächst möglichst viele sich so ein-
gehend mit diesem Baustein beschäf-
tigen, dass die Entmythologisierung
der gängigen Verfahrensansätze ge-
lingen kann. Wenn es um eine „neue
Kultur der Zusammenarbeit“12 geht,
dann hier! Statt die bisher schuldhaft
hingenommene Unmündigkeit des
Politikverbrauchers einfach weiter zu
akzeptieren, muss endlich ein Ver-
fahren gefördert werden, das die
Neue Aufklärung einleiten wird.

(2)
Dienel, P. C.: Die Planungszelle. Der Bürger als
Chance. Mit Statusreport 2002. Westdeut-
scher Verl. – Wiesbaden 2002

(3)
Dienel, P.C.: Das „Bürgergutachten“ und seine
Nebenwirkungen, erschienen in: P.H. Feindt
et. al (Hrsg.): Konfliktregelung in der offenen
Bürgergesellschaft; Verlag Röll. – Dettelbach
1996, S. 113–135

(4)
Im Ausland stellt sich das etwas anders dar.
Zum Beteiligungsbaustein PZ gibt es Veröf-
fentlichungen unter anderem in Spanien,
Japan, England, Korea, USA, Italien.

(5)
Enquete-Kommission „Zukunft des Bürger-
schaftlichen Engagements“ des Deutschen
Bundestages (Hrsg.): Bericht Bürgerschaft-
liches Engagement: auf dem Weg in eine
zukunftsfähige Bürgergesellschaft. – Opladen
2002

(6)
Fuchs, O.; Fürst, D.; Rohr-Zänker, R.: Neue
Kooperationsformen zwischen Kommune, Bür-
ger und Wirtschaft. In: BBR (Hrsg.): Neue
Kooperationsformen in der Stadtentwicklung.
– Bonn 2002, hier S. 22–24

(7)
BmfVBuW (Hrsg.): Informationen der Initiative
Baukultur, November 2002

(8)
Der Direktor des Potsdamer Kommunal-
wissenschaftlichen Instituts, Prof. Reichard,
fordert die Abschaffung dieses Berufsstandes.
„Das Berufsbeamtentum ist ein Auslauf-
modell, ein vordemokratisches Relikt“; so in:
Die taz, 14. Januar 2003, S. 3

(9)
Der Klassiker Thukydides nennt diese
Herrschaftsweise so, weil hier „der Staat nicht
auf wenige, sondern auf eine größere Zahl ge-
stellt ist“. Siehe: Geschichte des Peloponne-
sischen Krieges, II/37

(10)
Problemfall Demokratie. Werkstattpapier der
Forschungsstelle Bürgerbeteiligung Nr. 60,
Wuppertal 1/2003, S. 21–23

(11)
Dienel, P.C. (s. Anm. 2), Seiten 210–211,
235–241 sowie 288

(12)
Meinhold-Henschel, Sigrid: „Zukunftsorien-
tierte Stadtentwicklung durch Transparenz
und Kooperation“. In: ExWoSt-Informationen
Nr.1 – 06/2002, hier S. 20

Anmerkungen

(1)
... und Bürgerinnen. – Die mit maskulinen Be-
griffen bezeichneten Positionen schließen
immer auch im Folgenden feminine Positions-
inhaber mit ein.
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Umfassende Kooperation rechnet
sich

Die Chance „Stadtentwicklung“
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